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Auskunftei darf Daten über Zahlungsausfälle drei Jahre speichern 
Das OLG München hat entschieden, dass eine Wirtschaftsauskunftei Daten über Zah-
lungsausfälle grundsätzlich für drei Jahre aufbewahren darf, sofern ein berechtigtes 
Interesse besteht.  
 
Der Kläger verlangte von einer Wirtschaftsauskunftei Löschung seiner Eintragungen 
und Neubewertung seiner Kreditwürdigkeit. Die Auskunftei hat Daten zu offenen For-
derungen aus zwei Vertragsverhältnissen gespeichert. Sie stufte den Kläger als „sehr 
kritisch“ ein. Nach Erledigung speichert die Beklagte die Einträge drei Jahre lang und 
löschte sie dann. Der Kläger sah sich hierdurch in seinen Rechten verletzt, insbeson-
dere da seine Kreditwürdigkeit beeinträchtigt war.  
 
Das Landgericht wies die Klage in der ersten Instanz ab. Das OLG bestätigte das. 
 
Der Kläger hat keinen Anspruch auf Löschung der Einträge zum jetzigen Zeitpunkt. 
Die Verarbeitung der Daten des Klägers war rechtmäßig. Es war notwendig, die Daten 
erst drei Jahre nach Erledigung der Zahlungsstörung zu löschen.  
 
Die Speicherung von Zahlungsstörungen auch nach ihrer Erledigung dient der Bewer-
tung der Kreditwürdigkeit. Sie berührt zwar grundrechtlich geschützte Positionen des 
Klägers, ist aber unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und der 
Datenminimierung rechtmäßig. Zu beachten ist jedoch, dass die Anforderungen an die 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung steigen, je länger die Daten gespeichert wer-
den, insbesondere je länger die Erledigung der Zahlungsstörung zurückliegt. 
 
OLG München, Urteil vom 11. April 2025, 14 U 3590/24 e 
 
 

Meta darf Daten aus öffentlich gestellten Nutzerprofilen für KI-Training 
verwenden 
Im April 2025 kündigte die Meta Platforms Ireland Limited (nachfolgend: Meta) öffent-
lich an, ab dem 27.05.2025 personenbezogene Daten aus öffentlichen Profilen ihrer 
Nutzer zum Training von Künstlicher Intelligenz zu verwenden. In einem Eilverfahren 
wollte die Verbraucherzentrale NRW die Verarbeitung öffentlich gestellter Nutzerdaten 
ab dem 27.05.2025 verhindern. Das OLG Köln hat den Antrag abgelehnt. 
 
Nach Ansicht des OLG liegt weder ein Verstoß von Meta gegen Vorschriften der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGV) noch gegen den Digital Markets Act (DMA) vor. 
Diese Einschätzung stimmt mit der aufsichtsrechtlichen Bewertung durch die für Meta 
zuständige irische Datenschutzbehörde überein. Auch der Hamburgische Beauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit, der als Zeuge angehört wurde, hat keine 
rechtliche Bedenken.  
 
Die angekündigte Verwendung der Daten für KI-Trainingszwecke stellt sich bei vorläu-
figer Betrachtung auch ohne Einwilligung der Betroffenen als rechtmäßig im Sinne des 
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f) DSGVO dar. Meta verfolgt mit der Verwendung zum Training 
von Systemen Künstlicher Intelligenz einen legitimen Zweck. Dieser Zweck kann nicht 
durch gleich wirksame andere Mittel, die weniger einschneidend wären, erreicht wer-
den. Unzweifelhaft werden für das Training große Datenmengen benötigt, die nicht 
zuverlässig vollständig anonymisiert werden können. Im Rahmen der Abwägung der 
Rechte von Nutzern und Meta als Betreiberin überwiegen die Interessen an der Da-
tenverarbeitung.  
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Diese Bewertung beruht unter anderem auf einer Stellungnahme des Europäischen 
Datenschutzausschusses (EDSA) aus Dezember 2024, welcher die Beklagte durch 
verschiedene Maßnahmen Rechnung getragen hat. Es sollen ausschließlich öffentlich 
gestellte Daten verarbeitet werden, die auch von Suchmaschinen gefunden werden. 
Der Umstand, dass große Mengen von Daten, auch von Dritten einschließlich Minder-
jährigen und auch sensible Daten im Sinne des Art. 9 DSGVO, betroffen sind, über-
wiegt bei der Abwägung nicht. Meta hat insoweit wirkungsvolle Maßnahmen ergriffen, 
welche den Eingriff wesentlich abmildern. Die geplante Verarbeitung wurde bereits im 
Jahre 2024 angekündigt. Die Nutzer wurden über die Apps und - soweit möglich - auf 
anderem Wege informiert. Sie haben die Möglichkeit, die Datenverarbeitung durch 
Umstellung ihrer Daten auf "nicht-öffentlich" oder durch einen Widerspruch zu verhin-
dern. Die verwendeten Daten enthalten keine eindeutigen Identifikatoren wie Name, 
E-Mail-Adresse oder Postanschrift einzelner Nutzer. 
 
Nach Ansicht des OLG liegt auch kein Verstoß gegen Art. 5 Abs. 2 DMA vor. Danach 
dürfen Gatekeeper, wie Meta einer ist, personenbezogene Daten von Nutzern nicht 
zusammenführen, Es fehlt bei vorläufiger rechtlicher Würdigung an einer "Zusammen-
führung" von Daten, weil Meta im Rahmen der beabsichtigten Vorgehensweise keine 
Daten aus Nutzerprofilen bei verschiedenen Diensten oder aus anderen Quellen im 
Hinblick auf einen einzelnen konkreten Nutzer kombiniert. Insoweit fehlt es an ein-
schlägiger Rechtsprechung.  
 
OLG Köln, Urteil vom 23. Mai 2025, 15 UKl 2/25 
 
Quelle: PM des OLG Köln vom 23. Mai 2025 
 
 

Cookie-Banner: VG Hannover äußert sich zu Einwilligungen  
Das VG Hannover hat sich mit der Frage auseinandergesetzt, wie genau ein Einwilli-
gungsbanner ausgestaltet sein muss, um rechtmäßig Cookies auf den Geräten der 
Nutzer zu speichern. Geklagt hatte die Datenschutzaufsichtsbehörde von Niedersach-
sen. Sie verlangte von der Beklagten eine Umgestaltung, da das Einwilligungsbanner 
auf der Website der Klägerin keine wirksamen, insbesondere keine informierten und 
freiwilligen Einwilligungen einhole, bevor sie Cookies setze und personenbezogene 
Daten verarbeite.  
 
Die Klägerin ist der Ansicht, dass die Einwilligungen wirksam eingeholt wurden. Per-
sonenbezogene Daten verarbeite sie nicht. Für die Kontrolle der Einhaltung der 
Rechtsvorschriften zum Setzen von Cookies sei der Beklagte zudem nicht zuständig 
gewesen. 
 
Das VG hat entschieden, dass neben einer Schaltfläche „Alles akzeptieren“ eine gut 
sichtbare „Alles ablehnen“-Schaltfläche angeboten wird. Einwilligungsbanner dürften 
nicht gezielt zur Abgabe der Einwilligung hinlenken und von der Ablehnung der Coo-
kies abhalten. Andernfalls sind die derart eingeholten Einwilligungen unwirksam, was 
einen Verstoß gegen das Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetz 
sowie die DSGVO darstellt. 
 
VG Hannover, Urteil vom 19. März 2025, 10 A 5385/22 
 
Quelle: PM des LfDi Niedersachsen vom 20. Mai 2025 

https://www.olg-koeln.nrw.de/behoerde/presse/004_zt_letzte-pm_archiv_zwangs/001_letzte_pressemitteilung/index.php
https://www.lfd.niedersachsen.de/startseite/infothek/presseinformationen/urteil-zu-manipulativem-cookie-banner-alles-ablehnen-schaltflache-ist-ein-muss-241960.html
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Praxistipp: Bei der Gestaltung des Cookie-Banners kann die Orientierungshilfe der 
DSK weiterhelfen.  
 
 

EU-Kommission äußert sich zu TikTok 
Am 19. Februar 2024 leitete die Europäische Kommission ein förmliches Verfahren 
ein, um zu prüfen, ob TikTok möglicherweise gegen das Gesetz über digitale Dienste 
verstoßen hat. Neben der Transparenz der Werbung ging es bei der Einleitung des 
Verfahrens auch um die negativen Auswirkungen, die sich aus der Gestaltung der al-
gorithmischen Systeme von TikTok (wie Rabbit-Hole-Effekte und Suchtverhalten) er-
geben, aber auch um die Altersfeststellung, die Verpflichtung, ein hohes Maß an Pri-
vatsphäre, Sicherheit und Gefahrenabwehr für Minderjährige zu gewährleisten, und 
um den Datenzugang für Forschende (der noch weiter untersucht wird). 
 
Darüber hinaus hat die Kommission im Dezember 2024 ein förmliches Verfahren ge-
gen TikTok wegen des Risikomanagements im Zusammenhang mit Wahlen und der 
gesellschaftlichen Debatte eingeleitet, zu dem die Untersuchung noch läuft. Diese Un-
tersuchungen werden von der Kommission vorrangig fortgeführt.  
 
Die Kommission hat auch ein Whistleblower-Tool eingerichtet, das es Mitarbeitern und 
anderen Personen, die Informationen haben, ermöglicht, sich anonym mit der Kom-
mission in Verbindung zu setzen und sie bei der Überwachung der Einhaltung der Vor-
schriften durch benannte sehr große Online-Plattformen und sehr große Online-Such-
maschinen zu unterstützen.  
 
Was hat die EU Kommission festgestellt?  
Die Kommission hat vorläufig festgestellt, dass TikTok seiner Verpflichtung aus dem 
Gesetz über digitale Dienste bezüglich der Veröffentlichung eines Werbearchivs nicht 
erfüllt. Ein solches Werbearchiv ist die Voraussetzung dafür, dass Forschende und die 
Zivilgesellschaft betrügerischen Anzeigen, hybriden Kampagnen und Bedrohungen 
sowie einer koordinierten Informationsverbreitung und fingierten Anzeigen, auch im 
Zusammenhang mit Wahlen, nachgehen können. 
 
Die Kommission hat festgestellt, dass TikTok die erforderlichen Informationen über 
den Inhalt der Werbung, über die von den Anzeigen angesprochenen Nutzer und dar-
über, wer für die Werbung bezahlt hat, nicht bereitstellt. Darüber hinaus ermöglicht das 
TikTok-Werbearchiv der Öffentlichkeit keine umfassende Suche nach Werbeanzeigen 
anhand dieser Informationen, wodurch das TikTok-Suchwerkzeug nur bedingt nützlich 
ist. 
 
Die vorläufigen Feststellungen der Kommission beruhen auf einer eingehenden Unter-
suchung, bei der unter anderem interne Unternehmensunterlagen ausgewertet, die 
TikTok-Werkzeuge geprüft und Experten in diesem Bereich befragt wurden. 
 
Was sind die nächsten Schritte?  
TikTok hat nun die Möglichkeit, seine Verteidigungsrechte auszuüben, die Unterlagen 
in der Untersuchungsakte der Kommission zu prüfen und sich zu den vorläufigen Fest-
stellungen schriftlich zu äußern. Parallel dazu wird das Europäische Gremium für digi-
tale Dienste konsultiert. 
 
  

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/OH_Digitale_Dienste.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_24_6487
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/dsa-whistleblower-tool
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/digital-services-act-package
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/dsa-board
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/dsa-board
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Sollte sich die vorläufige Auffassung der Kommission am Ende bestätigen, kann die 
Kommission einen Beschluss zur Feststellung der Nichteinhaltung erlassen, der eine 
Geldbuße von bis zu 6 % des weltweiten Gesamtumsatzes des Anbieters sowie einen 
verlängerten Überwachungszeitraum nach sich ziehen kann, um die Einhaltung der 
Maßnahmen sicherzustellen, die der Anbieter zur Behebung des Verstoßes zu ergrei-
fen beabsichtigt. Die Kommission kann auch Zwangsgelder verhängen, um eine Platt-
form zur Einhaltung der Vorschriften zu zwingen. 
 
Quelle: PM der EU-Kommission vom 15. Mai 2025 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_1223
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 
 

„KI im Unternehmen – Booster und Falle: Was gibt die neue KI-Verordnung vor 
und was bedeutet das konkret für Unternehmen?“ 
Dienstag, 3. Juni 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der IHK 
Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Künstliche Intelligenz findet immer mehr Einzug in den unternehmerischen Alltag – sei 
es zur Prozessoptimierung, Kundenbetreuung oder Entscheidungsunterstützung. 
Doch welche Chancen und Risiken birgt der Einsatz von KI im Unternehmenskontext? 
 
Unsere Referentin Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen, zeigt Ihnen sowohl die Potenziale als auch die Herausforderungen 
von KI im Unternehmen auf. Sie geht dabei insbesondere auch auf die neue KI-
Verordnung und deren konkrete Auswirkungen auf Unternehmen ein, insbesondere 
was jeder Unternehmer regeln sollte. 
 
Anmeldungen bis 2. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 
 
 
„Informationen zum Barrierefreiheitsstärkungsgesetz" 
Dienstag, 17. Juni 2025 von 10:00 - 11:30 Uhr, Webinar 
Ab dem 28. Juni 2025 tritt das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) in Kraft. Die 
Regelungen des Gesetzes gelten grundsätzlich für Produkte, die ab dann in den Ver-
kehr gebracht werden, sowie für Dienstleistungen, die Verbraucherinnen und Verbrau-
chern ab diesem Datum angeboten werden. 
  
Unternehmen werden dann verpflichtet, bestimmte Produkte und Dienstleistungen – 
wie Mobiltelefone, Geldautomaten, Online-Shops sowie Bank- und Telekommunikati-
onsdienstleistungen – barrierefrei zu gestalten. Ziel ist es, die Teilhabe von Menschen 
mit Beeinträchtigung im digitalen Bereich zu verbessern. 
  
Um Unternehmen bei der Umsetzung zu unterstützen, laden die saarländischen und 
rheinland-pfälzischen Industrie- und Handelskammern gemeinsam mit der Bundes-
fachstelle Barrierefreiheit zu einem kostenfreien Webinar ein. 
 
Zur Anmeldung geht es hier. 
 
 

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/KI_im_Unternehmen__Booster_und_Falle_Was_gibt_die_neue_KIVerordnung_vor_und_was_bedeutet_das_konkret_f%C3%BCr_Unternehmen-15-18900.html
https://www.veranstaltung.koblenz.ihk.de/b?p=webinar-barrierefreiheitsstaerkungsgesetz
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„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 

 
 

„IT.CON by CYBR 360“ 
Donnerstag, 18. September 2025, 08.30 – 17.00 Uhr, Congresshalle Saarbrücken, 
Hafenstraße 12, 66111 Saarbrücken 
 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit! Hier geht es zu den Tickets. 
 
Das erwartet Sie: 

• Unternehmen und Institutionen aus der IT- und Cybersicherheits-Branche der 
Großregion 

• Überblick über aktuelle Themen, Trends und Neuerungen in der Zukunft 

• Breites Bühnenprogramm auf zwei unterschiedlichen Bühnen (Saal West und 
Vorraum Ost) 

• Impulse, Diskussionen und Workshow Räume mit Best Practices und exklusi-
ven Insights 

• Highlight-Keynote: Mark T. Hofmann – Die dunkle Seite der KI: Wie Hacker KI 
& Deepfakes nutzen 

• Möglichkeit sich zu vernetzen und Synergien zu schaffen 

• Lounge-Area für Bewerbungsgespräche, Verhandlungen und Arbeitszonen 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
https://it-con-messe.de/
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Kernthemen der Fachmesse: 

• Cybersicherheit & Schutz sensibler Daten – Unternehmen erhalten praxisnahe 
Einblicke in aktuelle Bedrohungen, Schutzmaßnahmen und Best Practices für 
IT-Sicherheit. 

• Technologische Innovation & IT-Entwicklung – Präsentation neuer Technolo-
gien, Trends und Lösungen in den Bereichen IT, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz. 

 
 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
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